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| 
Inhalt Conceptsbeamter angeſtellt werde. Wir haben genug Beiſpiele, daß 
ö Bezirksſecretäre, welche keine Juriſten und nur für das Kanzleifach 

Ideen zur Organiſation der Verwaltung. Von Karl von Ratzes⸗ geprüft und angeſtellt find, ſich durch langjährige Uebung derart aus⸗ 
berg. (Schluß.) gebildet haben, daß ſie auch als Hilfsarbeiter in gewöhnlichen Concepts⸗ 

Mittheilungen aus der Praxis: ſachen ganz gute Dienſte leiſten. 

Unterſagung der Ausgabe von Marken anſtatt baren Geldes an die Arbeiter Jeder, der den politiſchen Geſchäftsgang kennt, weiß, wie gering 
einer Fabrik auch dann, wenn ſolche Merken nur be ere 0 benen die Zahl derjenigen Geſchäftsſtücke, deren Erledigung wirklich eine juri⸗ 
pl r dienen ſtiſche Bildung erfordert, im Verhältniſſe zur Zahl derjenigen iſt, welche 

Geſichtspunkte für die Modalität der Einhebung von Marktgebühren, insbeſondere eine ſolche Vorbildung nicht bedingen. Viel größer iſt die Zahl der 
mit Rücksicht auf die Einhebung ſolcher Gebühren an den Linien einer Erledigungen, durch welche ein beſtimmtes, im allgemeinen Intereſſe 
Stadt. gebegenes Ziel, die Realiſirung einer beſtimmten, das öffentliche Wohl 

Competenz der eroatiſch⸗ſlavoniſchen Lindesbehörde behufs Entlaſſung eines Ange- fördernden Idee erreicht werden ſoll, und dies halte ich für die wich⸗ 
hörigen Croatien⸗Slavoniens aus dem ungariſchen Staatsverbande. tigſte Agende der politiſchen Behörden. Eben deswegen dürfte es beſſer 

Bei einer Execution auf Grund eines Erkenntniſſes der Grundlaſtenablöſungs⸗ fein, wenn die Mitarbeiter in einer mehr untergeordneten Stellung 
ihn ame a a N ſind die Erento Busen den ier gegenüber dem Leiter ſtünden, denn das vorgeſteckte Ziel, die leitende 

Notiz. Idee kann nur entweder von höherer Stelle oder von dem Chef der 

Perſonalien. Behörde gegeben ſein und die untergebenen Beamten dürfen nur dieſe 

Erledigungen. | allein vor Augen habend unter des Vorſtehers Leitung arbeiten. Nicht 

aber wie es heute, wo die Beamten meiſt auf derſelben Bildungsſtufe 
mit dem Chef ſtehen, wo der untere Beamte möglicherweiſe feinen 
Vorgeſetzten an Wiſſen und politiſcher Bildung überragt, vorkommen 
kann, daß jeder Beamte ſeine Idee hat, die er durchzuführen ſucht, 
ſein Ziel ſich ſteckt, auf das er hinarbeitet, wodurch die gräßlichſten 

Confuſionen entſtehen können und mehr geſchadet als genützt wird. 

Der politiſche Unterbeamte muß mehr als jeder andere Beamte 
der Famulus ſeines Vorgeſetzten ſein. Dagegen iſt es aber auch Pflicht 
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Ideen zur Drganifation der Berwaltung, 
Von Karl von Ratzesberg. 
(Schluß. 


Die politiſchen Bezirke, welche meiſtens aus 3, hie und da auch 
aus 6, 7 und mehr Gerichtsbezirken beſtehen, ſind viel zu groß, weil 
der Bezirkshauptmann dem Verkehre mit der Bevölkerung gänzlich 
entrückt iſt, ihre Bedürniſſe nicht kennen lernen kann, und ſich dann 
meiſt nur auf die bureaukratiſche Erledigung des Einlaufes beſchränkt 
und eben der politiſche Vorſteher eines Bezirkes ſollte mehr durch be⸗ 
ſtändigen Verkehr mit der Bevölkerung als durch ſchriftliche Erledigun⸗ 
gen wirken, denn am Lande hat ein geſprochenes Wort mehr Erſolg 


eines politiſchen Vorgeſetzten, ſeinen Unterbeamten Directiven vorzu⸗ 
zeichnen. 

Damit nun aber der Leiter auch in der Lage ſei, weitergehende 
Ideen zur Ausführung zu bringen und nicht nur froh ſein muß, mit 
den zu ſeiner Verfügung geſtellten Kräften die einlaufenden Geſchäfts⸗ 
ſtücke ſo ſchnell als möglich einer endlichen Erledigung zuführen zu 
können, müſſen ihm auch die nöthigen Hilfsarbeiter in genügender Zahl 


als zwanzig Erläſſe. dem Bedarfe angemeſſen beigegeben werden. 


Der Nachtheil dieſer localen Trennung iſt beſonders auffällig bei | Da die meiſten Agenden der beſtehenden Bezirkshauptmannſchaften 
Recurſen in geringfügigeren Angelegenheiten da dadurch das Recurs⸗ int Intereſſe des Bezirkes gelegen ſind, wäre auch der Bezirk zur Ent⸗ 
recht geradezu illuſoriſch wird. Wenn es ſich z. B. in einem Dienſt⸗ lohnung dieſes Hilfsperſonales heranzuziehen, wogegen der Leiter vom 
botenſtreite um einige Gulden handelt, welche für die betreffende arme Staate ernannt und bezahlt werden müßte. 

Partei von Bedeutung ſein können muß ſie dieſelben doch aufgeben, weil Wenn man nun für die große Gemeinde, ſowie für den kleineren 
ihr der Weg zur Bezirkshauptmannſchaft, welcher hin und zurück oft politiſchen Bezirk den beſtehenden Gerichtsbezirk, welcher gegenwärtig 
2 Tage in Anſpruch nimmt, mehr koſtet, als ſie zu beanſpruchen hat, auch Steuer⸗, Militär⸗, Straßen⸗ und in einigen Kronländern auch Schul⸗ 
denn der Fall, daß eine Bezirkshauptmannſchaft einen Recurs auf Grund | bezirk iſt, als den geeignetſten und in der Bevölkerung auch eingewur⸗ 
der Actenlage, ohne die Parteien vorzuladen, entſcheiden könnte, kommt bei zelten Umfang annimmt, ſo fallen dieſe beiden ganz ineinander und 
der Geſchäftsbehandlung der gegenwärtigen Bürgermeiſter höchſt ſelten vor. man hat ein Bezirksamt mit einem Bezirksausſchuſſe, welchen die den 

Es wäre daher nothwendig, daß die politiſchen Bezirke kleiner | Gemeinden abgenommenen und gegenwärtig den Bezirkshauptmannſchaften 
werden und dürfte es überflüſſig ſein, daß, mit Ausnahme einiger obliegenden Agenden übergeben würden und welche auch die Geſchäfte 
weniger, in jedem dieſer kleineren Bezirke mehr als ein politiſcher der Bezirksſchulräthe, ſowie der Bezirksftraßenausſchüſſe und Bezirks⸗ 
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vertretungen, wo ſolche beitehen, zu übernehmen hätten. Wogegen die 
mehr auf privatrechtlichen Verhältniſſen beruhenden Geſellen und Dienſt⸗ 
botenſtreitigkeiten der Competenz der Gerichte zu übertragen wären, zu 
welcher ſie jetzt ohnehin gehören, wenn nach Auflöſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes ein Zeitraum von 30 Tagen verſtrichen iſt. 


Dieſem Bezirksamte hätte an der Seite zu ſtehen ein aus Ver⸗ 
tretern folgender Intereſſengruppen auf 6 Jahre gewählter Bezirks⸗ 
ausſchuß, nämlich aus „) dem großen Grundbeſitze, b) den Höchſt⸗ 
beſteuerten der Induſtrie und des Handels, c) den übrigen Angehörigen 
der Städte und Märkte und d) den Landgemeinden, deren Zahl durch 
Landesgeſetze feſtzuſetzen wären. 


Dieſer hätte hauptſächlich über alle den Haushalt des Bezirkes 
betreffenden, ſowie über ſolche Angelegenheiten zu beſchließen, welche 
durch ſpecielle Geſetze vom Beſchluſſe des Bezirksausſchuſſes abhängig 
gemacht werden. Dieſem Ausſchuſſe ſtünde nebſtbei das Recht zu, über 
alle Amtshandlungen des Bezirksvorſtehers mit Ausnahme von ſtaats⸗ 
polizeilichen Maßnahmen Aufklärung zu verlangen. 

Nachdem die Bezirksausſchüſſe oder die Bezirksvorſteher auch die 
Geſchäfte der beſtehenden Bezirksſchulräthe, Bezirksvertretungen und 
Bezirksſtraßenansſchüſſe zu übernehmen hätten, müßten zu den Sitzungen, 
in welchen Schulgegenſtände berathen werden, Vertreter der Confeſſionen 
zugezogen werden und wären dieſen Ausſchüſſen, beziehungsweiſe den 
Bezirksämtern Bezirksſchulinſpectoren, Aerzte, Thierärzte, Techniker, Forſt⸗ 
leute ꝛc. als Referenten oder Sachverſtändige vom Lande beizugeben, 


welche je nach Bedarf für mehrere Bezirke zugleich beſtellt werden 


könnten. 

In ſolchen Bezirken werden Commiſſionen häufig nöthig werden. 
Um nun der nur zu oft vorkommenden übermäßigen Berechnung der 
Commiſſionskoſten, ſowie der unter den Beamten verbreiteten Anſicht, 
daß denſelben aus en Commiſſionen auf Koſten der Parteien ein Ein⸗ 
kommen erwachſen ſolle, um endlich der aller Gerechtigkeit widerſtreiten⸗ 
den Beſtimmung ein Ende zu machen, daß eine Partei, welche einige 
Meilen vom Amtsorte entfernt iſt, wegen einer Kleinigkeit oft exor⸗ 
bitante Commiſſionskoſten zu zahlen hat, wogegen eine am Amts⸗ 
orte anſäſſige Partei für die wichtigſte Commiſſion gar nichts zu 
entrichten hat, da doch der Einzelne daran keine Schuld trägt, 
daß der Amtsort weiter oder näher ſeinem Wohnſitze gelegen iſt, 
wäre es wohl zweckmäßig, wem der Landtag für jeden Bezirk und 
jede Commiſſionsart eine Taxe beſtimmen würde, welche von jeder 
zahlungspflichtigen Partei, wo immer die Commiſſion ftattgefunden hat, 
gleichmäßig in die Bezirkscaſſe eingezahlt würde, wogegen dieſe Caſſe 
dem commiſſionirenden Beamten eine der Länge des zurückgelegten 
Weges und der Zeitverſäumniß angemeſſene Vergütung zu leiſten 
hätte. 

Was die Armenverſorgung anbelangt, wäre der Anſpruch auf 
eine ſolche wie bisher an die Zuſtändigkeit gebunden, jedoch hätte die 
Verpflichtung zur Verſorgung auf den Bezirk überzugehen, um die 
armen Gemeinden zu entlaſten, welche oft durch dieſe Pflicht ungemein 
gedrückt und häuſig auch gar nicht im Stande ſind, derſelben nachzu⸗ 
kommen. Zu dieſem Zwecke wäre es wünſchenswerth, daß in jedem 
Kreiſe auf Koſten der Bezirke unter Landesſubvention, ſowie durch milde 
Beiträge nach Bedarf je ein oder mehrere Armenhäuſer, in welchen die 
wirklich bedürftigen, arbeitsunfähigen Individuen untergebracht werden 
könnten, und ein oder mehrere Arbeitshäuſer errichtet würden, in welchen 
die arbeitsſcheuen Perſonen zur Arbeit zwangsweiſe angehalten werden 
und ſonſtige Arbeitsſuchende Beſchäftigung finden könnten. 


Die Bezirksvorſtehersſtellen könnten ſowohl durch tüchtige Männer 
aus der Bevölkerung, welche jedoch in der Regel abſolvirte Juriſten ſein 
müßten, oder, wo ſolche mangeln, durch Staatsbeamte beſetzt werden. 
Erſtere mit 6jähriger Amtsdauer. Dieſelben wären zu / in jedem 
Kronlande, wenn fie Beamte wären, in die VIII. und zu ¼ in die 
IX. Rangsclaſſe einzureihen, wären dieſelben jedoch keine Beamten, 
ſo hätten ſie die betreffenden Bezüge als Activitätsbezüge für die Zeit 
ihrer Amtsthätigkeit zu beziehen, was der Verfaſſer einerſeits aus 
Sparſamkeitsrückſicht, andererſeits deßwegen beantragen würde, weil 
durchſchnittlich / der Bezirke zu den wichtigeren, zu den weniger 
wichtigen gezählt werden können. Die Gehalte, reſpective Activitäts⸗ 
bezüge der Bezirksvorſteher wären vom Staate auszubezahlen, wogegen 
die Amtswohnung und Kanzleien vom Bezirke beizuſtellen wären. 
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| Dem Bezirksvorſteher wären vom Bezirke beizugeben: 

1. Ein von der Statthalterei geprüfter Bezirksſecretär. Diefer 
min eine Prüfung beſtehen, beiläufig dieſelbe, wie die heutige poli⸗ 
tiſch⸗praktiſche Prüfung, nur wäre nicht nöthig, daß der Candidat die 
juridiſchen Studien abſolvirt habe. 

2. Ein von der Statthalterei für das Militärreferat geprüfter 
Beamter, welcher dieſes Reſerat zu führen hätte, jedoch nebſtbei auch 
zu anderen Arbeiten zu verwenden wäre. 

3. Das nebſtbei nöthige Hilfsperſonale, 

4. Die nöthigen Polizeiorgane. 

Die sub 1 und 2 genannten Bezirksbeamten hätten ſich vor 
Ablegung der Prüfung über ein mit gutem Erfolge zurückgelegtes Probe⸗ 
jahr in der angeſtrebten Stellung auszuweiſen. Ferners wäre es ſehr 
zweckdienlich, wenn für die bei den bezeichneten Prüfungen geforderten 
Gegenſtände Curſe errichtet würden. 

Der Stellvertreter des Bezirksvorſtehers für den Fall eines 
Urlaubes oder einer längeren dienſtlichen Abweſenheit außerhalb des 
Bezirkes wäre über Vorſchlag des Bezirks vorſtehers vom Landeschef zu 
ernennen. 

Die Ausſchußmitglieder hätten dem Bezirksvorſteher nach Möglich⸗ 
keit behilflich zu ſein, indem ſie insbeſondere Inſpicirungen vornehmen, 
Erhebungen im kurzen Wege pflegen und über deren Reſultat mündlich 
Bericht erftatten könnten und dergleichen. 

Einerſeits vorzubeugen, daß die Thätigkeit der Bezirksvorſteher nicht 
erſchlaffe, dieſe zu verhindern, allzuſehr dem Schablonenwege zu folgen, 
fie zu zwingen, wo es nöthig iſt, ſelbſt die Initiative zu ergreifen, 
andererſeits um die Bevölkerung vor Uebergriffen zu ſchützeu, endlich 
um eine größere Gleichartigkeit der Amtirung in den einzelnen Bezirken 
zu erzielen, ſchiene es dringend nöthig, ein Controlorgan ins Leben zu 
rufen, welches eine gewiſſe Anzahl Bezirke nicht bloß mit Bezug auf 
die bureaukratiſche Thätigkeit, ſondern hauptſächlich mit Rückſicht auf 
das, was in den Bezirken gethan, erreicht und geſchaffen wird, fort⸗ 
während inſpicirt. 

Als die ſolchen Inſpectoren zuzuweiſenden Sprengel würde der 
Verfaſſer die beſtehenden Kreiſe mik dem Amtsſitze gleich jenem der 
Kreisgerichte am paſſendſten finden. 

Dieſen Inſpectoren, man könnte fie Kreishauptmänner neunen, 
wäre außer ihrer Verpflichtung zur häufigen Bereiſung der Bezirke nur 
das Disciplinarrecht über die von den Bezirken angeſtellten geprüften 
Beamten und dieſes über Antrag des Bezirksvorſtehers zu übertragen, 
ſowie das Recht und die Pflicht, gegen Bezirksvorſteher in Disciplinar⸗ 
ſachen bei dem Landescheſ die Anklage zu erheben. Jede Disciplinar⸗ 
klage gegen einen Bezirksvorſteher müßte beim Kreishauptmanne einge⸗ 
bracht werden. Weiteres ſollte dieſen Kreishauptmännern nicht übertragen 
werden, damit dieſelben nicht ihrer eigentlichen Beſchäftigung entzogen 
werden, wie dies bei den beſtandenen Kreisämtern der Fall war. 

Die Bezirksämter wären in allen Agenden der Statthalterei, 
beziehungsweiſe Landesregierung, als zweite Inſtanz untergeordnet. 

Bei dem Selfgovernment ſollte am meiſten verhütet werden, 
daß Aemter, aus Laienelementen beſtehend, und Staatsbehörden ſich 
feindlich gegenüber ſtehen, dieſe nebeneinanderſtehenden Elemente ſollte 
man zu verſchmelzen ſuchen, ſtatt ſie ſchärfer zu trennen. Dies wäre 
beſonders zu berückſichtigen bei den Landesbehörden, den k. k. politiſchen 
Landesſtellen und den Landesausſchüſſen. 

Wenn auch die gänzliche Verſchmelzung gegenwärtig nicht möglich, 
ſo wäre die feindliche Stellung der beiden Behörden dadurch zu beſei⸗ 
tigen, daß die Landesausſchüſſe im Geſetzeswege auf ihren durch die 
Landesordnungen ihnen ausdrücklich zugewieſenen Wirkungskreis beſchränkt 
| 


und endlich 


würden, da gegenwärtig einerſeits faſt in allen Kronländern die Come 
petenzen der politiſchen Staatsbehörden und der Landesausſchüſſe colli⸗ 
diren, andererſeits die Competenzen der k. k. politiſchen Behörden in 
jedem Kronlande in anderer Weiſe durch die Competenzen der Landes⸗ 
ausſchüſſe eingeſchränkt werden. Dies wäre auch vollkommen gerecht⸗ 
fertigt, da vielen Landesausſchüſſen durch die Landtage Competenzen 
zugewieſen wurden, welche ihnen grundgeſetzlich nicht zuſtanden. 
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vember 1875 bis Ende Auguſt 1876 ausgezahlten Löhne betragen 


Mittheilungen aus der Praris. 
M 0 9 f F B 62.025 fl. 12 kr.; die während dieſer Zeit abgegebenen Marken nur 


Unterſagung der Ausgabe von Marken anftatt baren Geldes an 

die Arbeiter einer Fabrik auch daun, wenn ſolche Marken nur 

dem Verkehre innerhalb der Fabrik (zum Einkaufe von Victualien 
aus der Fabriksgreißlerei) dienen ſollen. “) 

Die Actiengeſellſchaft der F . er Flachsſpinnerei hat, angeblich 
um die Nachtheile einer Lohnherabſetzung theilweiſe zu paraliſiren, im 
Jahre 1875 eine Greißlerei mit Zucker- und Kaffeeverkauf in der 
Fabrik ausſchließlich für die Fabriksarbeiter zu dem Zwecke errichtet, 
den Arbeitern die nothwendigen Victualien für den beim Ankauf im 
Großen erzielten Anſchaffungspreis zukommen zu machen. Zu dieſem 
Behufe hat die Fabriksleitung Anweiſungsmarken in Appoints von 
1 kr., 5 kr., 10 kr., 50 kr. und 1 fl. anfertigen laſſen, gegen welche 
den Arbeitern die Waaren ausgefolgt werden. 

Am 4. December 1876 wurde nun der Kaufmann Franz W. 
in F. bei der Bezirkshauptmannſchaft klagbar, daß die Fabrik die 
Arbeiter zwinge, bei ihr gegen von ihr ausgegebene Geldwerthzeichen, 
die den Arbeitern als Löhnung erfolgt werden, Waaren zu nehmen und 
auf dieſe Weiſe den freien Verkehr hindere. Derſelbe ſtellte das Begeh— 
ren, die Ausgabe dieſer Marken (Geldzeichen) einzuſtellen. 

Die über dieſe Anzeige einvernommene Fabriksleitung erklärte, 
daß es unwahr ſei, daß die Arbeiter gezwungen werden, Marken und 
Lebensmittel aus der Fabriksgreißlerei zu nehmen, daß mehr als der 
dritte Theil der Arbeiter ſich gar nicht hieran betheilige, und daß die 
freiwillig erhobenen Marken durchſchnittlich nicht den dritten Theil des 
verdienten Lohnes ausmachen. 

Die Handels⸗ und Gewerbekammer in O. hat über Erſuchen der 
Bezirkshauptmannſchaft ſich am 15. April 1877 dahin ausgeſprochen, 
daß die Marken, welche von der F. ber Flachsſpinnerei ausgegeben 
werden, keineswegs als geſetzlich verbotene Geldwerthzeichen anzuſehen 
ſeien, daher die Beſchwerde des W. keine Berückſichtigung verdiene. 

Aus dieſem Grunde hat die Bezirkshauptmannſchaſt unterm 
20. Mai 1877 dem Begehren des W., die Ausgabe der fraglichen 
Marken einzuſtellen, keine Folge gegeben. 

Ju der dagegen eingebrachten Beſchwerde machte W. geltend, 
daß die Emiſſion von Privatgeldanweiſungen gemäß der Miniſterial⸗ 
erläſſe vom 7. December 1848 (R. G. Bl. Nr. 12 X anno 1849), 
8. Februar 1849 (R. G. Bl. Nr. 123), 27. April 1849 (R. G. 
Bl. Nr. 232) und vom 15. Mai 1849 (R. G. Bl. Nr. 248) ver⸗ 
boten ſei, und bat, die angefochtene Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft dem Geſetze gemäß abzuändern. 

Die k. k. Statthalterei hat der Beſchwerde Folge gebend, das 
angefochtene Erkenntniß mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der Finanz⸗ 
miniſterial⸗Verordnungen vom 7. December 1848 (R. G. Bl. Nr. 12 
ex anno 1849) und vom 11. December 1849 (R. G. Bl. Nr. 123) 
unterm 12. Juli 1877 aufgehoben, die Bezirkshauptmannſchaft gleich⸗ 
zeitig aufgefordert, das angeſuchte Verbot der weiteren Verausgabung 
von derlei Marken an die gedachte Fabrik ſogleich zu erlaſſen und im 
Uebertretungsfalle gegen die Schuldtragenden im Sinne der kaiſerlichen 
Verordnung vom 20. April 1854 (R. G. Bl. Nr. 96) das Amt zu 
handeln. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Direction der F . er Flachs⸗ 
ſpinnerei den Miniſterialrecurs. In dieſem wurde angeführt, daß inhalt⸗ 
lich der im Verkaufslocale affigirten Kundmachung jeder Arbeiter der 
Fabrik bei der Ablohnung ſoviel von dieſen Marken erhält, als er nach 
ſeinem Wunſche zum Waarenbezuge aus den Vorräthen bis zum nächſten 
Lohntage benöthigt. Dieſe Marken werden keinem Arbeiter aufgedrungen; 
jeder Arbeiter habe ſelbſt zu beſtimmen, ob und wie viel er Marken 
zum Zwecke des Waarenbezuges wunſche. Dieſe Marken curſiren nicht; 
ſie werden in die Hand des Fabriksarbeiters gegeben und kommen von 
dieſem wieder an die Fabriksleitung zurück, dürfen an Fremde gar nicht 
abgegeben werden. Wenn die Waaren gegen Geld ausgefolgt würden, 
ſo könnte auch jeder Fremde kommen und dieſelben um den Einkaufs⸗ 
preis beziehen und jede Controle, daß nur Arbeiter der Fabrik die 
billige Waare erhalten, ginge verloren. Nur ein verhältnißmäßig gering⸗ 
fügiger Betrag des Lohnes werde in Marken gegeben. Die vom No⸗ 


) Vergl. die Mittheilung in Nr. 44, S. 175 des Jahrganges 1877 
dieſer Zeitſchrift. 


18.408 fl. 17 kr. Bei dem Hoch- und Deutſchmeiſter'ſchen Eiſenwerke 
in L., dem 9... schen Eiſenwerke in J., der Zwirnſabrik von W. 
und G. in L. u. ſ. w. beſtehen gleichfalls ſolche Markenausgebungen. 
Die citirten Finanz⸗Miniſterialerläſſe finden keine Anwendung im vor⸗ 
liegenden Falle; denn den Marken fehle das weſentlichſte Criterium 
eines „Geldwerthzeichens“, nämlich, daß es für den allgemeinen Ver⸗ 
kehr oder doch für den Verkehr in einem ausgedehnteren Umkreiſe 
beſtimmt iſt. Die Ausgabe der Marken ſei eine interne Angelegenheit 
der Fabrik, eine Gebarungsart derſelben, die in keinem Geſetze ver- 
boten ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 3. März 1878, 
3. 440, im Einvernehmen mit den k. k. Miniſterien des Handels und 
der Finanzen dem Recurſe der Direction der F . „er Flachsſpinnerei 
aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. 

W. 


Geſichtspunkte für die Modalität der Einhebung von Markt⸗ 
gebühren, insbeſondere mit Rückſicht auf die Einhebung ſolcher 
Gebühren an den Linien einer Stadt. 

Auf Grund eines vorgekommenen Falles, daß einem in G. domi⸗ 
cilirenden Gutsbeſitzer, welcher von feinem außerhalb der Geer Stadt- 
linie gelegenen Gute Hafer als Futter für ſeine Pferde in die Stadt 
einführte, an der Linie eine Marktſtandgebühr abgefordert wurde, ver⸗ 
langte die Statthalterei vom Stadtrathe Bericht, da die früher übliche 
Standgebühr aufgehoben wurde und nach § 14 der pro 1877 giltigen 
Getreidemarktordnung nur für jedes in die Stadt zum Verkaufe ein⸗ 
geführte Getreide die Marktgebühr mit 4 kr. pr. 100 Kilogramm zu 
entrichten fei. 

Der Stadtrath berichtete unterm 22. October 1877, daß von 
der Gemeinde keine Standgebühr, ſondern auf Grund der Getreide⸗ 
marktordnung nur eine Marktgebühr eingehoben wurde und daß nur 
aus Verſehen in den Bolleten die Bezeichnung Standgebühr verblieben 
ſei. Die Gebühr werde von Jedermann eingehoben, jedoch über Recla⸗ 
mation jener Parteien, die gemäß § 14 der Marktordnung auf Be⸗ 
freiung Anſpruch haben, jederzeit rückerſtattet. Die Entſcheidung, ob eine 
Befreiung eintrete oder nicht, könne nicht den Organen der Linienämter 
überlaſſen werden und ſei daher die Beurtheilung des Befreiungstitels 
dem Vorſtande des einſchlägigen Stadtbureau's anheimgeſtellt worden. 

Hierüber wurde mit Statthalterei⸗Erlaß vom 15. November 1877 
dem Stadtrathe eröffnet, daß es im Begriffe des Wortes „Marktgebühr“, 
ſowie im Sinne der bezüglichen Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
und Marktordnung für G. liege, daß nur für jenes Getreide, welches 
auf dem Markt zum Verkaufe gebracht werde, die Marktgebühr 
eingehoben werden dürfe. Die Beſtimmung, daß Jedermann die Gebühr 
au der Linie vorbehaltlich des Reclamationsrechtes zu zahlen habe, ent⸗ 
behre daher der geſetzlichen Grundlage. Die Bemerkung, daß die Beurthei⸗ 
lung der Befreiung von der Marktgebühr den Linienämteru nicht über⸗ 
laſſen werden könne, ſei nicht ſtichhältig; denn es fer für die Markt 
aufſicht nicht ſchwer, ſich zu überzeugen, ob für das zu Markte gebrachte 
Getreide an der Linie die Marktgebühr bezahlt wurde, nachdem nach 
$ 8 der Getreidemarktordnung ſich jeder Berkäufer mit der Bollete aus⸗ 
zuweiſen habe. Für nicht auf den Markt gebrachtes Getreide dürfe ohne- 
dies keine Marktgebühr genommen werden. Es unterliege zwar keinem 
Anſtande, auch ferner noch die Marktgebühr an den Linien einzuheben, 
jedoch nur für das als Marktwaare declarirte Getreide. Nachdem jedoch 
mit dem 1. Jänner 1878 eine neue Marktordnung erſorderlich ſei, 
werde der Stadtrath beauftragt, zu überlegen, ob nicht die Marktord⸗ 
nung dahin zu ändern wäre, daß die Marktgebühr für Getreide gleich 
wie für alle übrigen Artikel des Marktes am Marktplätze ſelbſt einzu⸗ 
heben ſein werde. Unter allen Umſtänden müſſe in der neuen Markt⸗ 
ordnung präciſe beſtimmt werden, daß nur für das auf den Markt⸗ 
platz gebrachte Getreide die Marktgebühr eingehoben werden dürfe. Der 
dermalige Uſus, nach welchem auch für jenes Getreide, das zu anderen 
als Marktzwecken eingeführt wird, die Marktgebühr gegen ſeinerzeitigen 
Rückerfatz eingehoben werde, ſei als ungeſetzlich jedenfalls gleich einzu⸗ 
ſtellen. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung brachte der Stadtrath über 
Beſchluß des Gemeinderathes am 13. Jänner 1878 den Recurs ein, 
in welchem er um die Behebung der Statthalterei-Entſcheidung bat, 


ey 


inſoweit nämlich dieſelbe für die Genehmigung der neu vorzulegenden die Gemeinde D. und deren 206 Mitglieder mit dieſem Beſcheide erſt 
Getreidemarktordnung den Geſichtspunkt vorſtecke, daß nur bezüglich des unter Androhung von Geldſtrafen aufgefordert worden find, den Er⸗ 
auf den Marktplatz gebrachten Getreides eine Marktgebühr (und letztere kenntniſſen der Landescommiſſiou nachzukommen. 
eventuell nur auf dem Marktplatz ſelbſt), eingehoben werden dürfe, da Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
die Anwendung dieſes Geſichtspunktes nahezu gleichbedeutend mit der 29. Jänner 1878, Z. 1066 in Erwägung, daß dem Executionsgeſuche 
Annullirung der Getreidemarktgebühren wäre und die Stadtgemeinde des Anton M. Seitens des Kreisgerichtes Rzeszow als Realinſtanz 
den Ausfall kaum ertragen könnte. Dieſe Gebühren betragen im Jahre mit dem Beſchluſſe vom 27. April 1877, 3. 3067, willfahrt worden 
ca. 4600 fl. und liefern den Erſatz der Auslagen für die Erhaltung | iſt, in Erwägung, daß endgiltigen Erkenntniſſen der genannten Landes⸗ 
und Ueberwachung des Getreidemarktes. Die Gemeinde betrachte das Commiſſion im Vollſtreckungsverfahren nach $ 38 des Pat. vom 5. Juli 
ganze G.'er Stadtgebiet innerhalb der Linien als Marktplatz. 1853, Nr. 130 R. G. B., dieſelben Rechtswirkungen, wie den gericht: 
Die Statthalterei bat das Miniſterium um meritoriſche Erledi- lichen Erkenntniſſen zuzukommen haben in endlicher Erwägung, daß 
gung, da hievon das weitere Vorgehen bezüglich des Geſuches des hiernach dem Erecutionsführer der im $ 24 und 26 des Geſetzes vom 
Stadtrathes um Geſtattung der weiteren Giltigkeit der Getreidemarkt⸗ 16. Mai 1874, Z. 69 R. G. Bl., begründete Anſpruch auf Herein⸗ 
ordnung für G. abhängen werde. bringung der von ihm zur zwangsweiſen Rechtsdurchſetzung aufge— 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 11. März 1878, wendeten nothwenigen Koſten von den Gegnern nicht aberkannt werden 
3. 2485 Nachſtehendes erlaſſen: kann, befunden, die beiden untergerichtlichen Entſcheidungen in dem 
„Das Miniſterium findet auszuſprechen, daß der Marktgebühr angefochtenen Punkte abzuändern und auszuſprechen, daß die Executen 
jenes Getreide unterliegt, welches behufs Feilbietung nach G. zu Markte die Koſten des überreichten Geſuches und der weiteren Recurſe dem 


gebracht wird. Executionsführer zu bezahlen haben. Ger. H. 
Hinſichtlich der Einhebungsmodalitäten wird der Statthalterei die 

neuerliche inſtanzmäßige Entſcheidung bei Feſtſtellung der neuen Markt⸗ 

ordnung nach allfälliger weiterer Verhandlung mit der Commune vor⸗ Noti z. 


behalten, bei welcher Entſcheidung einerſeits eine nicht gerechtfertigte TR 7 — 0 . 80 
Beläſtigung der Parteien zu vermeiden und andererſeits das Intereſſe F))))..ͤ REN leher bie Srogeiiigeäne 


Ur. bm ne d es des dies fälligen Einkommens von wem zur Verfolgung wegen Beleidigungen gegen die k. k. Gendarmerie die 
thuulicht zu a En 5 5 d fällig N im Artikel V, Alinen 2 des Geſetzes vom 17. December 1862, Nr. 8 R. G. Bl. 


vont Jahre 1863 vorgeſehene Zuſtimmung einzuholen ſei, hat ſich der k. k. oberſte 
Gerichts⸗ als Eaſſationshof anläßlich eines gegebenen Falles am 26. April 1878, 
Z. 3753 in nachſtehender Weiſe ausgeſprochen: Im § 1 des Gend.⸗Geſetzes vom 
18. Jänner 1850, Nr. 19 R. G. Bl. war die Gendarmerie ausdrücklich als Be⸗ 
ſtandtheil der kaiſerlichen Armee erklärt. Obzwar diefe Beſtimmung in das Gend.⸗ 
Geſetz vom 26. Februar 1876, Nr. 19 R. G. Bl. nicht aufgenommen wurde, ſo 
hat doch auch dieſes Geſetz den Militärcharakter der Gendarmerie beibehalten (nach 
der im Verordnungswege eingeführten Eidesformel ſchwört der Gendarm, daß er 
ſeine Pflichten als Soldat erfüllen werde); und wie ſich aus der Vergleichung 


Betreff der Competenz der ceroatiſch⸗ſlavoniſch⸗dalmatiniſchen Landes⸗ beider Geſetze ergibt, iſt eine Veränderung nur in der Richtung erfolgt, daß an 
Stelle der Beziehungen zum ſtehenden Heere, Beziehungen zur Landwehr getreten 


regierung zur Entlaſſung des Ingenieurs Emil Sch. aus dem ungariſch⸗ 
crbatiſchen Staatsverbande hat das um feine Wohlmeinung ange- | find. Da nun die Landwehr nach § 2 des Wehrgeſetzes vom 5. December 1868, 


gangene königl. ungariſche Miniſterium des Innern mit Zuſchrift vom | Nr. 151 zur Armee, oder wie ſich das nene Wehrgeſetz ausdrückt. „zur bewaff⸗ 
23. September l. J., Z. 37.584 hieher mitgetheilt, daß es für das neten Macht“ gehört, jo bildet die Gendarmerie unzweifelhaft auch nach dem 
geſammte Ländergebiet der ungariſchen Krone nur eine und dieſelbe | neuen Gendarmeriegeſetze eine ſelbſtſtändige Abtheilung der kaiſerlichen Armee. 
Staatsbürgerſchaſt gibt, daß jedoch eine geſetzliche Regelung der Bedin⸗ Solange die St. P. O. vom Jahre 1853 in Wirkſamkeit ſtand, welche Verfolgung 
gungen, unter denen dieſelbe erworben, genoſſen, verloren oder aufge⸗ und Beſtrafung in der Hand des Gerichtes vereinigt hatte, war es zweifellos 
geben wird, noch nicht erfolgt iſt. Sache des Gerichtes, zu Verfolgung von Beleidigungen der Gendarmerie die 

Nach der Gepflogenheit indeß, welche ſich inzwiſchen gebildet hat, Zuſtimmung des Kriegsminiſters einzuholen. Gegenwärtig muß jedoch der Anſtoß 
kaun ein Angehöriger Croatien⸗Slavonien's, welcher in das öſterreichiſche zur ſtrafgerichtlichen Verfolgung von einem Ankläger ausgehen (8 2 der St. P. O. 
Staatsgebiet auswandern will, die erſorderliche Entlaſſung aus dem vom 23. Mai 1873) und bei Delicten, welche von Amtswegen verfolgt werden, 
ungariſchen Staatsverbande nicht nur von dem königl. ungarifchen iſt hiezu der k. k. Staatsanwalt berufen. Es iſt alſo lediglich feine Verpflichtung, 
Miniſterium des Innern, ſonderu auch von der croatiſch⸗ſlavoniſch⸗[die nothwendige Miniſterialzuſtimmung einzuholen. — Bei Beleidigung der- 
dalmatiniſchen Landesregierung erhalten, und in dieſem Sinne kann die Landwehr iſt aber das Laudesvertheidigungs⸗Miniſterium berufen, dieſe Zuſtim⸗ 
im vorliegenden Falle von der genannten Landesregierung ausgefertigte mung zu ertheilen und folgerichtig erſcheint dasſelbe anch in Fällen der Belei⸗ 
Entlaſſungs⸗Urkunde als rechtswirkſam angeſehen und auf Grund derſelben digung der k. k. Gendarmerie zur Ereheilung dieſer Zuſtimmung als competent. 
die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft an den genannten Ger.⸗Ztg. 
Ingenieur anſtandlos vorgenommen werden.“ H. — ee — 


Competenz der crvatiſch⸗flavoniſchen Landesbehörde behufs Ent⸗ 
laſſung eines Angehörigen Croatien⸗Slavoniens aus dem ungari⸗ 
ſchen Staatsverbande. 


Darüber hat das k. k. Miniſterium des Innern ddo. 27. Sep⸗ 
tember 1877, Z. 13.844 an die Statthalterei für Nieder⸗Oeſterreich 


nachſtehenden Erlaß hinausgegeben: 
„Anläßlich der von der k. k. Statthalterei geſtellten Anfrage in 


Perſonalien. 


Bei einer Execution auf Grund eines Erkenntniſſes der Grund⸗ Seine Majeſtäüt haben dem Kämmerer Franz Freih. v. Brestiani in 
laſtenablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſion find die Anerkennung ſeines gemeinnützigen patriotiſchen Wirkens das Komthurkreuz des 
Executionskoſten dem Executionsführer zuzuſprechen. Franz⸗Joſef⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 


ö Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzrathe Franz Lorenz das 
Anton M. hat bei dem Rzeszower Kreisgerichte ein Geſuch um Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 


a 5 x 5 Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Franz Richter 
lee nn Bier 5 Lemberger k. k. e zum Bezirkshauptmann und den Bezirkscommiſſär Eduard Tumſeng zum Statt⸗ 
öſungs⸗ und Regulirungs⸗Landes⸗Eommiſſion, gegen die Gemeinde haltereiſecretär in Mähren ernannt. 


D. und deren darin benannten 206 Grundbeſitzer überreicht, welchem —ũñũév y — 


Geſuche mit dem Beſchluſſe vom 27. April 1877, 3. 3067, im Ganzen Erledigungen. 
willfahrt, die Koſten des Executionsgeſuches jedoch dem Anton M. Rechnungsrevidentenſtelle bei der n.-ö. Statthalterei, neunte Rangsclaſſe, 


nicht zugeſprochen wurden, nachdem es ſich hier nicht um die Vollzug⸗ eventuell Rechnungsofficials⸗, reſp. Rechnungsaſſiſtentenſtelle, bis 15. Juni. (Amts⸗ 
ſetzung eines gerichtlichen Erkenntniſſes handelt und für die Executen blatt Nr. 118.) 


0 N . 5 3 ; Forſtwartſtelle beim polit. Forſtdienſte im Küſtenlande, Gehalt 400 fl., 
die Pflicht 3 ſolidariſchen Zahlung dieſer Koſten nicht ni" Activitätszulage 150 fl., Pauſchale für Kanzleierforderniſſe 12 fl. mit Van 

Dieſer Beſcheid des Rzeszower Kreisgerichtes wurde auch vom eines Jahrgeldes von 60 kr., beziehungsweiſe 1 fl. pr. Tag für Dienſtgänge, bis 
Krakauer Oberlandesgerichte beſtätigt und zwar aus dem Grunde, weil | 20. Juni. (Amtsblatt Nr. 118.) 
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